
20 Neue Justiz 1/83

Aus anderen sozialistischen Ländern
Ordnungswidrigkeitsrecht 
der Ungarischen Volksrepublik 
im Vergleich mit dem der DDR
Dr. HARALD DIEHLMANN, wiss. Assistent
an der Hochschule für Ökonomie „Bruno Leuschner“, Berlin

Die Funktion des sozialistischen Ordnungswidrigkeitsrechts 
der Ungarischen Volksrepublik besteht — ebenso wie die des 
Ordnungswidrigkeitsrechts der DDR — darin, einen spezifi­
schen Beitrag zur Organisierung und Gestaltung notwendiger 
staatlicher Maßnahmen, zur Durchsetzung wirtschaftsleitender 
Maßnahmen, zum Schutz der öffentlichen Ordnung und Si­
cherheit, zur Wirksamkeit notwendiger Schutz- und Sicher­
heitsmaßnahmen sowie zur reibungslosen Durchführung ge­
setzlich vorgesehener Kontrollmaßnahmen zu leisten. Dabei 
wird die freiwillige, bewußte Disziplin der Bürger zur Ge­
währleistung von Ordnung, Sicherheit und Gesetzlichkeit wei­
ter gefestigt und Straftaten wirksam vorgebeugt.

Trotz gleicher Funktion ist die inhaltliche Ausgestaltung 
des Ordnungswidrigkeitsrechts in beiden Ländern unter­
schiedlich. Das liegt in der Entwicklung des Regelungsgegen­
standes begründet.

In der DDR wurde mit der VO über die Festsetzung von 
Ordnungsstrafen und die Durchführung des Ordnungsstraf­
verfahrens vom 3. Februar 1955 (GBl. I Nr. 14 S. 128) ein ein­
heitlicher Rahmen für Ordnungsstrafitatbestände geschaffen, 
die Höhe der Ordnungsstrafe begrenzt und die verfahrens­
rechtliche Behandlung von Ordnungswidrigkeiten geregelt. 
Die im alten StGB von 1871 noch enthaltenen Ubertretungs- 
tatbestände wurden materiell- und verfahrensrechtlich wie 
Straftaten behandelt, blieben also als besondere Rechtsform 
bestehen, ohne daß sie die Entwicklung des Ordnungswidrig­
keitsrechts beeinfluß ten. 1 Mit der Herausarbeitung des mate­
riellen Straftatbegriffs im Verlaufe der 60er Jahre wurde in 
der DDR auch der materielle Begriff der Ordnungswidrigkeit 
in seiner Abgrenzung zur Straftat näher bestimmt und der 
Dualismus zwischen Ordnungswidrigkeit und Übertretung be­
seitigt.

In der UVR wurde dagegen das Übertretungsstrafverfah­
ren zu Beginn der 50er Jahre aus dem Geltungsbereich des 
Strafprozeßrechts herausgenommen und in das Ordnungs­
widrigkeitsrecht vollständig eingeordnet. Die spätere Auflö­
sung des Instituts der Übertretung in Form seiner Neufassung 
als Ordnungswidrigkeit ergab sich in der UVR nicht aus der 
Bestimmung des materiellen Ordnungswidrigkeitsbegriffs2, 
sondern aus der Abgrenzung zu anderen, schwerwiegenderen 
Rechtsverletzungen, die als gerichtlich verfolgungswürdig ein­
zuschätzen sind.

Diese unterschiedliche Entwicklung zeigt, daß der Begriff 
der Ordnungswidrigkeit in der UVR und in der DDR einen 
voneinander abweichenden materiellen Gehalt hat. In der 
DDR ist die Ordnungswidrigkeit eine disziplinlose Handlung, 
die die Interessen der sozialistischen Gesellschaft und einzel­
ner Bürger nicht erheblich verletzt; in der UVR wird sie als 
eine gesellschaftsgefährliche3 Rechtsverletzung von geringer 
Schwere angesehen. So kommt es, daß ein bedeutender Teil 
vom Tatbestand her vergleichbarer rechtswidriger Handlun­
gen in der UVR als Ordnungswidrigkeit betrachtet wird, der 
in der DDR als Verfehlung oder sogar als Vergehen zu ver­
folgen wäre.4

Dieser begriffliche Unterschied äußert sich auch im neuen 
Strafgesetzbuch der UVR von 19795 und in der daraufhin vor­
genommenen Anpassung der im ungarischen Gesetz Nr. 1/1968 
über ОrdnungsWidrigkeiten6 i. d. F. der VO mit Gesetzeskraft 
Nr. 23/19747 — im folgenden als OWG der UVR bezeichnet — 
enthaltenen verfahrensrechtlichen Regelungen und einzelner 
Ordnungswidrigkeitstatbestände durch die ÄnderungsVO mit 
Gesetzeskraft Nr. 10/1979.8

Die Unterschiede in der geschichtlichen Entwicklung und 
in der Begriffsbestimmung der Ordnungswidrigkeit spiegeln 
sich insbesondere in der ordnungsrechtlichen Verantwortlich­
keit, in den ordnungsrechtlichen Sanktionen und im Ord­
nungsstrafverfahren wider. Hierauf soll im folgenden näher 
eingegangen werden.

Ordnungsrechtliche Verantwortlichkeit

In der UVR wird die Form der ordnungsrechtlichen Schuld 
ausgehend von strafrechtlichen Schuldgrundsätzen bestimmt.

Danach ist für den Vorsatz wesentlich, daß im Bewußtsein 
des vorsätzlich Handelnden das Bild der Folge der durch das 
Strafgesetz verbotenen Handlung erscheint, was ihn allerdings 
nicht von der Tatbegehung zurückhält, entweder weil er will, 
daß diese Folgen eintreten, oder weil er sich mit ihrem Eintre­
ten abfindet. Ferner ist für den Vorsatz wesentlich, daß die 
Handlung im Bewußtsein ihrer Gesellschaftsgefährlichkeit ge­
schieht

Bei der Fahrlässigkeit fehlt im Bewußtsein des Handeln­
den das Bild von den Folgen der Handlung, oder er vertraut 
darauf, daß die für ihn vorstellbaren schädlichen Folgen nicht 
eintreten.9

Im Ordnungswidrigkeitsrecht der DDR besteht das Wesen 
der Schuld in einer Verletzung der in ordnungsrechtlichen Be­
stimmungen festgelegten Pflichten durch einen Bürger, der 
diese gesetzlichen Anforderungen bewußt mißachtet oder 
leichtfertig hzw. wegen mangelnder Aufmerksamkeit außer 
acht läßt, obwohl er die Möglichkeit zu pflichtgemäßem Ver­
halten hatte. Die Bestimmung der fahrlässigen bzw. vorsätz­
lichen Schuld geht hier nicht über die Bestimmung der Posi­
tion des Rechtsverletzers zur Begehung der Rechtsverletzung 
hinaus (§ 9 OWG).к

Im Unterschied zur Verantwortlichkeitsregelung im OWG 
der DDR weist das Ordnungswidrigkeitsrecht der UVR fol­
gende weitere Besonderheiten auf:

1. Nach '§ 6 Abs. 1 OWG der UVR i. d. F. der ÄnderungsVO 
mit Gesetzeskraft Nr. 10/1979 ist im Fall der Verletzung einer 
ordnungsrechtlichen Pflicht durch eine juristische Person die­
jenige natürliche Person zur Verantwortung zu ziehen, deren 
Handlung oder Unterlassung zur Pflichtverletzung geführt 
hat. Gemeint ist dabei in jedem Fall diejenige Person, die im 
Namen des Betriebes, der Genossenschaft usw. zu handeln 
verpflichtet gewesen wäre.H

Auch nach § 9 Abs. 3 OWG der DDR ist zu prüfen, wer für 
die juristische Person handelte oder nach Maßgabe des Statuts, 
der Arbeitsordnung oder anderer Festlegungen zu handeln 
verpflichtet war.

Das OWG der UVR fordert aber weiter, daß der Leiter der 
juristischen Person selbst zur Verantwortung zu ziehen ist, 
wenn nicht festgestellt werden kann, durch wessen Tun oder 
Unterlassen die Pflichtverletzung eintrat. In der Begründung 
der ÄnderungsVO mit Gesetzeskraft Nr. 10/1979 heißt es dazu: 
„Diese Regelung beruht auf der Verantwortung der Leiter 
für die Tätigkeit ihrer Organisation. Von jedem Leiter kann 
nämlich erwartet werden, daß er auf seinem Tätigkeitsgebiet 
die Organisations- und Kontrollaufgaben in einer Weise erle­
digt, daß in jedem Falle jene Person feststellbar ist, die die 
Verantwortlichkeit für eine Ordnungswidrigkeit trifft.“12

2. Das ungarische Recht enthält zur Zeit fünf Tatbestände, 
für deren Verwirklichung der Rechtsverletzer nur auf Antrag 
des Geschädigten zur Verantwortung gezogen werden kann, 
so u. a. den Hausfriedensbruch in einer Privatwohnung und 
die Ehrenbeleidigung. Wenn der Geschädigte ein Angehöriger 
des Rechtsverletzers ist, so ist im Falle von Eigentumsord­
nungswidrigkeiten, von Hehlerei und eigenmächtiger Weg­
nahme eines Fahrzeugs die Einleitung eines Verfahrens gleich­
falls nur auf Antrag des Geschädigten statthaft. Hier handelt 
es sich also vorwiegend um solche Rechtsverletzungen, die in 
der DDR als Verfehlungen im StGB geregelt sind, aber vom 
Ordnungswidrigkeitsrecht nicht erfaßt sind.

3. Während das OWG der DDR bei Jugendlichen zwischen 
den Altersgruppen 14 bis 16 und 16 bis 18 Jahren hinsichtlich 
der anwendbaren Maßnahmen unterscheidet, nimmt das OWG 
der UVR eine altersmäßige Gruppierung von Jugendlichen 
nur bei Arrest gegen Jugendliche vor, der erst vom 16. Lebens­
jahr an ausgesprochen werden kann. Alle anderen Strafen und 
Maßnahmen sind unabhängig vom Alter des Jugendlichen 
zulässig, wobei das Gesetz die vorwiegende Anwendung diszi­
plinarischer Maßnahmen in den Schulen fordert.

Ordnungsrechtliche Sanktionen

Mit den vielfältigen Möglichkeiten der Anwendung unter­
schiedlicher Maßnahmen wird im Ordnungswidrigkeitsrecht 
beider Staaten die rechtserzieherische und vorbeugende Funk­
tion der ordnungsrechtlichen Sanktion unterstrichen. Während 
das OWG der DDR grundsätzlich nur von Ordnungsstrafmaß­
nahmen spricht, unterscheidet das OWG der UVR — den Be­
griffsbestimmungen des StGB folgend — zwischen „Strafen“ 
und „Maßnahmen“.

Gemäß § 16 Abs. 1 OWG der UVR sind ordnungsrechtliche 
Strafen die Geldbuße (im Normalfall zwischen 100 und 5 000


